Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/912 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 - A 0405 - 59/66 n 


Bonn, den 13. September 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Haushaltsvollzug 1966 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
-Drucksache V/865 - 


Die Kleine Amfrage der Fraktion der SPD vom 11, August 1966 
wird wie folgt beantwortet; 


Für welche Aufgaben rechnet die Bundesregierung iiii restlidien 
Haushaltsjahr 1966 mit Mehrausgaben, die über die im Haus- 
lialt veranschlagten Summen hinaiisgehen ? 


Ein Mehrbedarf gegenüber dem veranschlagten Haushaltssoll 
1966 dürfte sich im wesentlichen in folgenden Bereichen ergeben: 

Bundesbahn : 

Weitere Bundeshilfe bis zu 300 Mio DM erforderlidi, da die 
Bundesbahn wegen der Lage am Kapitalmarkt die notwen- 
digen Kredite nicht aufnehmen kann, 

Kriegsopferversorgung : 

Mehrbedarf von rund 300 Mio DM wegen der Verbesserungen 
hinsichtlich des Berufsschadensausgleichs für die Verletzten 
und des Schadensausgleichs für die Witwen auf Grund des 
Zweiten Neuordnungsgesetzes zu erwarten. Bei den Verbes- 
serungen handelt es sich um neue Leistungsarten des Bundes- 
versorgungsgesefzes, deren finanzielle Auswirkungen mangels 
statistisdier Unterlagen nidrt genau geschätzt werden konnten, 

Knappschaftliche Rentenversicherung : 

Infolge der Kohlenkrise v/ird der Zuschuß um rund 150 Mio DM 
erhöht werden müssen. 

Kindergeld : 

Mit Mehrbedarf bis zu 150 Mio DM ist infolge Änderung des 
Kindergeldgesetzes durdr Gesetz vom 5. April 1965 zu rech- 
nen. Die Zahl der anspruchsberechtigten Familien ist stärker 
angestiegen, als ursprünglidi zu erwarten war. 
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Wohngeld : 

Mehraufwendungen von rund 120 Mio DM zu erwarten. 1965 
konnte die Bearbeitung der Anträge durch die zuständigen 
Dienststellen mit der erheblichen Zahl an Neueingängen nicht 
Schritt halten. Dalier sind in 1966 in großem Umfange An- 
träge zu bearbeiten, die in 1965 gestellt, aber nicht mehr er- 
ledigt werden konnten. 

Hilfsmaßnahmen für Kohlenbergbau: 

Zusätzliche Ausgaben von rund 90 Mio DM im Zusammen- 
hang mit Tariferhöhungen an Ruhr und Saar und für Stille- 
gungsprämien wahrscheinlich. 

2. V/eldieHöhe werden die erforderlichen Mehrausgaben erreichen ? 

3. Treffen Pressenieldnngen zu, nach denen cs sich um Mehraus- 
gaben von ] bis 1,2 Milliarden DM handelt? 

Zur Zeit ist in 1966 mit einem Ausgabemehrbedarf von ins- 
gesamt etwa 1 Mrd. DM zu rechnen, was eine Abweichung 
vom veranschlagten Haushaltssoll von nicht melir als 1,5 v.H. 
bedeutet. 

4. Befinden sidi unter den zu erwartenden Mehrausgaben auch 
Aufwendungen für 

a) das deutsch-amerikanisdie Devisenhilfeabkommen? 

b) Ablösung der Nachkriegs-Wirtschaftshilfe ? 

In dem genannten Mehrbedarf von insgesamt etwa 1 Mrd. DM 
sind Aufwendungen für das deutsch-amerikanische Devisen- 
aiisgleichsabkommen und für vorzeitige Ablösung der Nach- 
kriegswirtsdiaftshilfe an die USA nicht enthalten. 

v5. Ist im Zusammenhang mit den Mehrausgaben die Schaffung 
neuer Etattitel erforderlidi ? 

Nur im Zusammenhang mit den Mehrausgaben für den Stein- 
kohlenbergbau ist die Schaffung eines neuen Etattitels er- 
forderlich. 

6. Beabsiditigt die Bundesregierung, dem Deutsdien Bundestag 
einen Nachtragshaushalt vorzulegen? Wenn ja, in welcher 
Höhe ? 

Ein Nachtragshaushalt 1966 ist lediglich für Vorauszahlungen 
im Rahmen des Devisenausgleichsabkommens mit den Ver- 
einigten Staaten in Aussicht genommen. Die Finanzierung der 
Vorauszahlungen soll durch Begebung von unverzinslichen 
Schatzanw^eisungen erfolgen. 
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7. Mit weldien Bundesressorts verhandelt das Bundesfinanzmini- 
sterium über mögliche Einsparungen? 

8. Bei welchen Haushaltstiteln sieht die Bundesregierung Ein- 
sparungsmöglidikeiten ? 

Der Mehrbedarf von rund 1 Mrd. DM für die vorgenannten Maß- 
nahmen - ohne Devisenausgleich USA - wird gegenüber dem 
veranschlagten I laushaltssoll 1966 nicht zu Mehrausgaben 
führen. Der Mehrbedarf wird durch Einsparungs- und Bewirt- 
schaftungsmaßnahmen in einer Vielzahl von Einzelplänen aus- 
geglichen. Der Bundesminister der Finanzen verhandelt des- 
halb mit einer Reihe von Ressorts. 


9. Wie schließt der Haushaltsvollzug 1966 per 30. Juni ab? 

Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben des Bundes betragen 
nach der Gesamtabschlußnachweisung am 30. Juni 1966: 

Ist- 

einnahmen ausgaben 

- in Mio DM - 

Ordentlicher Haushalt 33 381,8 32 869,8 

Außerordentlicher Haushalt 454,3 438,0 

33 836,1 33 307,8 

Damit sind die Einnahmen und Ausgaben im ordentlichen 
Haushalt in der ersten Hälfte des Rechnungsjahres 1966 ~ 
wie auch in den Vorjahren — hinter dem zeitanteiligen Soll 
(34 235 Mrd. DM) zurückgeblieben. 

Erfahrungsgemäß werden in der zweiten Hälfte des Rechnungs- 
jahres die Einnahmen stärker aufkommen und die Minderaus- 
gaben weitgehend abgebaut. 


10. Welche Auswirkungen haben die Schwierigkeiten im Vollzug 
des Haushalts 1966 auf die Aufstellung des Haushalts 1967? 

Die Aufstellung des Bundeshaushalts 1967 wird vom Vollzug 
des Haushalts 1966 nicht berührt. Die Bundesregierung wird 
alles tun, um durch Bewirtschaftungsmaßnahmen den Haushalt 
1966 in Einnahmen und Ausgaben in der Waage zu halten 
und einen Fehlbetrag zu vermeiden. 


Dahlgrün 
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